
6. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, 
Soziales und Inklusion
Gremium: Ausschuss für Gesundheit, Soziales und 

Inklusion
Sitzungstermin: Dienstag, 17.02.2015, 18:00 Uhr
Ort, Raum: Raum 124, Haupthaus, Fr.-Ebert-Str. 79/81

Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

1.1 Feststellung der Anwesenheit sowie der 
ordnungsgemäßen Ladung / Entscheidung über 
eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift 
des öffentlichen Teils der Sitzung vom 20.01.2015 / 
Feststellung der öffentlichen Tagesordnung

2 Informationen der Verwaltung

3 Berichte aus den Beiräten und dem 
Inklusionsgremium

4 Vorstellung der Geschäftsführerin der Agentur 
für Arbeit Potsdam Frau Dr. Ramona Schröder

5 Bericht über die Arbeit des Jobcenters der 
Landeshauptstadt Potsdam
Rückblick - Ausblick

6 Bericht über die Arbeit der Fachstelle für 
Arbeitsmarktpolitik und 
Beschäftigungsförderung der Landeshauptstadt 
Potsdam
Rückblick - Ausblick

7 Überweisungen aus der 
Stadtverordnetenversammlung

7.1 Bedarfsanalyse für studentisches Wohnen Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
15/SVV/0044

8 Mitteilungen der Verwaltung

8.1 Grundstücksverkäufe für Geschosswohnungsbau an 
Investoren

Oberbürgermeister, Fachbereich 
Finanzen und Berichtswesen

15/SVV/0080

9 Sonstiges
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Niederschrift 
5. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für 

Gesundheit, Soziales und Inklusion 

 Sitzungstermin: Dienstag, 20.01.2015 
 Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr 
 Sitzungsende: 19:25 Uhr 
 Ort, Raum: Raum 124, Haupthaus, Fr.-Ebert-Str. 79/81 
 
Anwesend sind: 
 
Ausschussvorsitzender 
Frau Birgit Morgenroth SPD Sitzungsleitung 
 
Ausschussmitglieder 
Frau Kati Biesecke DIE LINKE  
Frau Jana Schulze DIE LINKE  
Herr Nico Marquardt SPD  
Herr Hans-Wilhelm Dünn CDU/ANW  
Frau Birgit Eifler Grüne/B90  
Frau Imke Eisenblätter Bürgerbündnis  
 
zusätzliches Mitglied 
Herr Dr. Jörg Kwapis DIE aNDERE  
Frau Dr. Sylke Kaduk AfD  
 
sachkundige Einwohner 
Frau Angela Basekow SPD  
Frau Christiane Dreusicke CDU/ANW  
Frau Nicole Einbeck Behindertenbeirat  
Frau Olga Gelfand Migrantenbeirat ab ca. 18:10 Uhr 
Frau Gudrun Hofmeister DIE LINKE  
Herr Axel Mertens Bündnis90/Die Grünen  
Frau Barbara Müller Bürgerbündnis-FDP  
Herr André Noack DIE LINKE  
Herr Karsten Oqueka Potsdamer Demokraten/BVB 

Freie Wähler 
 

Herr Bertram Otto SPD  
Herr Wolfgang Puschmann Seniorenbeirat  
 
Beigeordnete 
Frau Elona Müller-Preinesberger Beigeordnete Geschäftsbereich 
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Nicht anwesend sind: 
 
sachkundige Einwohner 
Herr Janek Buchheim DIE aNDERE entschuldigt 
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Gäste: 
Herr Christoph Richter   Büro für Chancengleichheit und Vielfalt 
Frau Uta Kitzmann   Fachbereich Gesundheit und Soziales 
Frau Angelika Ehebrecht  Fachbereich Gesundheit und Soziales 
Frau Martina Spyra   Schriftführerin 

 
 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 

1 Eröffnung der Sitzung 
  
 

1.1 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / Entschei-
dung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des öffentlichen 
Teils der Sitzung vom 16.12.2014 / Feststellung der öffentlichen Tagesordnung 

  

2 Informationen der Verwaltung 
  

3 Berichte aus den Beiräten und dem Inklusionsgremium 
  

4 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung 
  

4.1 Schulanschlussbetreuung für Jugendliche mit Behinderung 
Vorlage: 14/SVV/1082 

 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
- Wiedervorlage - 

 

4.2 Bürgerhaushalt Potsdam 2015/16 'TOP 20 - Liste der Bürgerinnen und Bürger' - 
Nummer: 14 Hort- und Freizeitbetreuung für Kinder mit geistiger Behinderung 
Vorlage: 14/SVV/1072 

 Stadtverordnete B. Müller als Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung 
- Wiedervorlage - 

 

4.3 Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Potsdam für die Haushaltsjahre 
2015/2016 
Vorlage: 14/SVV/1088 

 Oberbürgermeister, Fachbereich Finanzen und Berichtswesen 
- Wiedervorlage - 

 

5 Sonstiges 
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Protokoll: 

Öffentlicher Teil 

 
zu 1 Eröffnung der Sitzung 
  
 Begrüßung und Eröffnung der Sitzung durch die Ausschussvorsitzende, Frau 

Birgit Morgenroth. 
 
 

zu 1.1 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemäßen Ladung / Ent-
scheidung über eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des öf-
fentlichen Teils der Sitzung vom 16.12.2014 / Feststellung der öffentlichen 
Tagesordnung 

  
 Frau Morgenroth stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit 

fest. Zu Beginn der Sitzung sind 7 von 7 stimmberechtigten Mitgliedern anwe-
send. Somit ist die Beschlussfähigkeit des Ausschusses gegeben. 
 
Abstimmung zur Niederschrift vom 16.12.2014 
 
Frau Schulze verweist auf die Aussage von Frau Kitzmann in der Sitzung am 
16.12.2014 (Seite 6), dass in der Januar-Sitzung das Angebot zum Familienent-
lastenden Dienst vorgestellt werden kann. Dies steht aber nicht auf der Tages-
ordnung. 
Dazu teilt Frau Müller-Preinesberger mit, dass es im Tagesordnungspunkt „Infor-
mationen der Verwaltung“ eine Information von Frau Kitzmann geben wird. 
Des Weiteren verweist Frau Schulze auf die Zusage von Frau Trauth-Koschnick 
im Rahmen der Diskussion zum Stand der Umsetzung des Teilhabeplanes, die 
Aussagen zu den Maßnahmen, zu denen keine Kosten benannt werden können 
nachzureichen. Dies ist nicht erfolgt. 
Frau Spyra wird diesbezüglich bei Frau Trauth-Koschnick nachfragen. 
Zum TOP 6.3 (Seite 14) bittet Frau Schulze, die Aussage, dass sie die Verwal-
tung gebeten hat, einen E-Mail-Verteiler für Spenden einzurichten, zu streichen. 
Sie habe lediglich darum gebeten, den E-Mail-Verteiler bekannt zu geben und 
sich dabei auf eine Presseinfo bezogen. 
 
Da zur Niederschrift keine weiteren Änderungs- oder Ergänzungswünsche vorge-
bracht werden, bittet Frau Morgenroth um Bestätigung der so korrigierten Nieder-
schrift. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung:  7   
Ablehnung:  0  
Stimmenthaltung:  0 
 
Abstimmung zur Tagesordnung: 
 
Frau Morgenroth teilt mit, dass ihr ein Antrag auf Rederecht von Frau Prystav 
zum Antrag 14/SVV/1082 „Schulanschlussbetreuung für Jugendliche mit Behin-
derung“ vorliegt. Sie bittet um Abstimmung über die Erteilung des Rederechtes  
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung:  7 
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Ablehnung:  0 
Stimmenthaltung:  0 
 
Anschließend bittet sie um Abstimmung über die vorliegende Tagesordnung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung:  7  
Ablehnung:  0 
Stimmenthaltung:       0 
 
 

zu 2 Informationen der Verwaltung 
  
 Frau Müller-Preinesberger informiert, dass Frau Latacz-Blume nach Rückkehr 

aus der Krankheit ihren Dienst in einem anderen Geschäftsbereich aufnehmen 
wird und aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr als Fachbereichsleiterin für 
Soziales und Gesundheit tätig sein wird. Hierbei handelt es sich um eine ein-
vernehmliche Lösung. Die Stelle der Fachbereichsleitung wird ausgeschrieben 
und neu besetzt. 
 
Weiter informiert Frau Müller-Preinesberger, dass es am 20.01.2015 durch Gene-
ralstaatsanwaltschaft eine Durchsuchung in einer Wohneinheit in der Gemein-
schaftsunterkunft im Nuthetal gegeben hat. Der Träger hat die Verwaltung sofort 
über den Sachverhalt informiert. Es gab keine Mitnahme von Gegenständen oder 
Verhaftungen. 
 
Frau Müller-Preinesberger informiert über den aktuellen Stand der Aufnahme 
und Unterbringung von ausländischen Flüchtlingen in der LHP. Die Einrich-
tung in der Dortustraße 45a seit dem 15.12.2014 bezogen. Derzeit sind hier 22 
Personen  untergebracht. Nach Fertigstellung des Brandschutzgutachtens ist 
eine Belegung mit bis zu 35 Personen möglich. 
Der Standort in der Werner-Seelenbinder-Straße (Alte Feuerwache) ist seit 
22.12.2014 bezugsfertig, wurde aber erst zum 15.01.2015 belegt mit 25 Flücht-
lingen. Darunter befinden sich 5 minderjährige unbegleitete Flüchtlinge, die noch 
in dieser Woche in die Einrichtung im Lerchensteig umziehen. 
Die Einrichtung im Lerchensteig ist mit 50 Plätzen am 19.01.2015 ans Netz ge-
gangen. 
Demnächst erfolgt die Freimeldung für den Wohnungsverbund in der Grotrian-
straße 13. Zu diesem Standort wird in der kommenden Woche eine zweite Infor-
mationsveranstaltung für die Anwohner durchgeführt. 
 
Frau Kitzmann teilt mit, dass mit Oberlinhaus aufgrund der beabsichtigten deutli-
chen Kürzungen der Familienentlastende Dienste (FeD) mehrere Gespräche 
geführt wurden. 
Das Oberlinhaus hat ein neues Angebot unterbreitet. Dieses wurde den betroffe-
nen Eltern in einem Brief am 05.01.2015 mitgeteilt. 
Es wird eine eingeschränkte Ferienbetreuung geben. Die Wochenendbetreuung 
erfolgt nur dann, wenn dieses Angebot von mindestens drei Kindern angenom-
men wird. Die fachliche Begleitung über 24 Stunden wird sichergestellt. Das 
Oberlinhaus wird dieses Angebot für ein Jahr vorhalten. 
 
Frau Morgenroth informiert, dass sie mit den betroffenen Eltern ausgemacht hat, 
dass diese sich an den GSI-Ausschuss wenden können, wenn dies so nicht funk-
tioniert. 
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Frau Kitzmann informiert, dass es zum 01.01.2015 Änderungen im SGB XI gab. 
U.a. steigen die ambulanten Pflegesachleistungen an. Die Leistungen der Ver-
hinderungspflegesteigen steigen ebenfalls an und können ab 2015 für bis zu 
sechs Wochen in Anspruch genommen werden, statt wie bisher bis zu vier Wo-
chen. Die Leistungen für Wohnumfeld verbessernde Maßnahmen wurden aus-
geweitet. 
 
Anbei der Link für die Informationen zum Pflegestärkungsgesetz: 
http://www.bmg.bund.de/fileadmin/dateien/Downloads/P/Pflegestaerkungsgesetz
e/Tabellen_Plegeleistungen_BRat_071114.pdf 
 
 

zu 3 Berichte aus den Beiräten und dem Inklusionsgremium 
  
 Frau Einbeck informiert, dass der Behindertenbeirat jetzt folgende E-Mail-

Adresse hat: Teilhabe@potsdam.de. 
Frau Müller-Preinesberger teilt mit, dass derzeit auf dem Verwaltungscampus im 
Haus 2 die Möglichkeit der Einrichtung eines Büros für den Behindertenbeirat 
geprüft wird. Da sich im Haus 2 auch der Pflegestützpunkt und das Seniorenbüro 
befinden, sollte auch hier ein Büroraum für den Behindertenbeirat zur Verfügung 
gestellt werden. Auch die Möglichkeit der Mitnutzung von Beratungsräumen wäre 
dann gegeben. Des Weiteren wird die Möglichkeit der Bereitstellung einer Perso-
nalstelle geprüft. Sie bittet den Behindertenbeirat, zusammen mit dem Büro für 
Chancengleichheit und Vielfalt ein Anforderungsprofil der Verwaltungskraft erar-
beiten. 
Auf Nachfrage von Frau Schulze zur Finanzierung der Personalstelle erklärt Frau 
Müller-Preinesberger, dass die Stelle nicht im Stellenplan eingeplant ist, sondern 
analog der Stelle im Seniorenbüro besetzt werden soll. 
 
Herr Puschmann informiert, dass die Mitglieder des Seniorenbeirates bisher 
nicht durch die Stadtverordnetenversammlung bestätigt sind. Dies soll am 
28.01.2015 nachgeholt werden. Er berichtet, dass derzeit die Brandenburgische 
Seniorenwoche vorbereitet wird. Die zentrale Eröffnungsfeier findet am 
06.06.2015 in Eberswalde statt. Die Eröffnung der Potsdamer Seniorenwoche 
erfolgt am 05.06.2015 im Sterncenter. Das Eröffnungskonzert wird am 
05.06.2015 im Nikolaisaal stattfinden. Am 10.06.2015 wird eine große senioren-
politische Veranstaltung durchgeführt. 
 
Frau Gelfand informiert, dass der Migrantenbeirat am 21.01.2015 tagt.  
 
Frau Schulze bittet, die Termine für die Beratungen des Inklusionsgremiums 
rechtzeitig an die Fraktionen zu geben, um die Teilnahme sicherstellen zu kön-
nen. 
 
 

zu 4 Überweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung 
  
zu 4.1 Schulanschlussbetreuung für Jugendliche mit Behinderung 

Vorlage: 14/SVV/1082 
 Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

- Wiedervorlage - 
  

Frau Eifler bringt folgende geänderte Fassung des Antrages ein: 
„Der Oberbürgermeister wird beauftragt, für die Ferien- 
und Schulanschlussbetreuung von Jugendlichen mit Behinderungen zur Verwirk-
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lichung von Inklusion eine entsprechende Einrichtung als Modellprojekt zu schaf-
fen. Zielgruppe sollen Jugendliche mit unterschiedlichen Behinderungsformen 
und –graden (auch Schwer- und Mehrfachbehinderte) sein, die nicht mehr durch 
die reguläre Hortbetreuung erfasst werden. 
 
Da hier zunächst die Bundesgesetzgebung gefordert wäre, soll die Stadt Pots-
dam eine entsprechende Initiative starten und Kosten für geeignete Möglichkeiten 
über freiwillige Leistungen bereit stellen, bis eine bundesgesetzliche Lösung ge-
funden ist.  
Vor diesem Hintergrund sollen alle Bemühungen der Stadt unterstützt werden, 
um solch eine bundesgesetzliche Regelung schnellstmöglich zu initiieren. 
  
Es soll eine fachbereichsübergreifende projektorientierte Arbeitsgruppe zur Erar-
beitung eines entsprechenden Konzeptes eingerichtet werden. Betroffene wie die 
schon aktive Elterninitiative sowie die Stadtpolitik sollen dabei einbezogen wer-
den. 
 
Das Konzept soll im Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion der LH P 
in seiner Sitzung Juni 2015 vorgestellt werden.“ 
 
Frau Morgenroth weist darauf hin, dass ein Ergänzungsantrag der Fraktion 
Bürgerbündnis/FDP als Tischvorlage ausgereicht wurde. 
 
Frau Eisenblätter bringt folgenden Ergänzungsantrag ein. 
„Da nicht nur Jugendliche mit Behinderung aus Potsdam sondern auch aus 
Umlandgemeinden die Schulanschlussbetreuung in Anspruch nehmen wer-
den, ist zu klären, in welchem Umfang die Kosten hierfür von den Umland-
gemeinden getragen werden, bzw. sie sich hieran finanziell beteiligen.“ 
 
Frau Prystav (Elterninitiative) berichtet, dass an betroffene Eltern ein Fragebogen 
verteilt wurde. Daraufhin gab es bisher 47 Bedarfsanzeigen, von denen 23 Be-
darfsmeldungen für Jugendliche ab 12 Jahre waren, darunter 17 Potsdamer Ju-
gendliche. Vorwiegend wird eine Betreuung in den Ferien benötigt. Fahrdienste 
wären ggf. auch erforderlich. 
Sie berichtet, dass sie sich ähnliche Angebote in Brandenburg angesehen hat wie 
z.B. in Brandenburg /Havel und in Teltow. 
 
Frau Müller-Preinesberger weist darauf hin, dass die Bedarfssituation identifiziert 
ist. Nun geht es darum, ein verlässliches Angebot zu schaffen. Dies muss in einer 
gemeinsamen Arbeitsgruppe erörtert werden. Dabei sollen auch die Elterninitiati-
ve und die Politik einbezogen werden. Die Verwaltung befürwortet dieses und hat 
bereits an den Deutschen Städtetag und den Städte- und Gemeindebund ge-
schrieben. 
Sie macht deutlich, dass eine Konzepterarbeitung vor der Sommerpause kaum 
möglich ist. Zur Realisierung der freiwilligen Leistung ist eine Summe von ca. 
150.000 Euro in den Haushalt einzustellen. 
 
Frau Basekow spricht sich für den Beschluss aus, gibt aber zu bedenken, dass 
die benannte Summe nicht ausreichend ist. 
 
Frau Schulze regt an zu überlegen, ob die finanziellen Mittel sowohl durch den 
Fachbereich Kinder, Jugend und Familie wie auch den Fachbereich Soziales und 
Gesundheit bereitgestellt werden sollten. 
 
Frau Müller-Preinesberger weist darauf hin, dass es sich um ein Produkt handelt. 
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Die Verortung der Finanzierung ist erstmal nachrangig. Zunächst muss ein Kon-
zept erstellt werden. In dem Fachbereich, in dem das Angebot dann fachlich an-
gebunden sein wird, sollten auch die finanziellen Mittel eingeordnet werden. Sie 
empfiehlt, von Seiten der Fraktionen einen entsprechenden haushaltsbegleiten-
den Beschluss herbeizuführen. 
 
Frau Eifler bringt folgenden Antrag ein: 
Antrag: 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Mittel für eine Ferien- und Schulan-
schlussbetreuung gemäß dem nach Antrag 14/SVV/1082 zu erarbeitenden Kon-
zept im Haushalt 2015/2016 bereitzustellen. 
 
Begründung: 
Der derzeitige Bedarf liegt laut Abfrage der Elterninitiative bei ca. 20 Jugendli-
chen. Pro Kind wird ein Mittelbedarf von etwa 800,00 €/Monat angenommen. Das 
ergibt jährliche Kosten in Höhe von ca. 200.000,00 € 
 
Herr Dr. Kwapis empfiehlt, den Beschlusstext kürzer zu fassen. 
 
Frau Morgenroth stellt die geänderte Fassung des Antrages der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen zur Abstimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung:  7   
Ablehnung:  0  
Stimmenthaltung:  0 
 
Anschließend stellt Frau Morgenroth den Ergänzungsantrag der Fraktion Bürger-
bündnis/FDP zur Abstimmung. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung:  7   
Ablehnung:  0  
Stimmenthaltung:  0 
 
Abschließend bittet Frau Morgenroth um Abstimmung über den so geänderten 
Antrag. 
 

 Der Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion empfiehlt der Stadt-
verordnetenversammlung wie folgt zu beschließen: 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein Konzept für die Schaffung einer Ein-
richtung für die Ferien- und Schulanschlussbetreuung von Jugendlichen mit Be-
hinderungen zur Verwirklichung von Inklusion eine entsprechende Einrichtung 
als Modellprojekt zu schaffen zu erstellen. Zielgruppe sollen Jugendliche mit 
unterschiedlichen Behinderungsformen und –graden (auch Schwer- und Mehr-
fachbehinderte) sein, die nicht mehr durch die reguläre Hortbetreuung erfasst 
werden. 
 
Da hier zunächst die Bundesgesetzgebung gefordert wäre, soll die Stadt 
Potsdam eine entsprechende Initiative starten und Kosten für geeignete 
Möglichkeiten über freiwillige Leistungen bereit stellen, bis eine bundesge-
setzliche Lösung gefunden ist.  
Vor diesem Hintergrund sollen alle Bemühungen der Stadt unterstützt wer-
den, um solch eine bundesgesetzliche Regelung schnellstmöglich zu initiie-
ren. 
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Es soll eine fachbereichsübergreifende projektorientierte Arbeitsgruppe zur Erar-
beitung eines entsprechenden Konzeptes eingerichtet werden. In diesem Rah-
men sollen insbesondere Möglichkeiten zur Finanzierung unter Einbeziehung 
aller hierfür maßgeblichen Kostenträger sowie die räumlichen und personellen 
Voraussetzungen für solch eine zu schaffende Einrichtung geklärt werden. Be-
troffene wie die schon aktive Elterninitiative sowie die Stadtpolitik sollen dabei 
einbezogen werden. 
 
Das Konzept soll im Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion der LH P 
in seiner Sitzung Februar Juni 2015 vorgestellt werden. 
 
+ Ergänzung: 
Da nicht nur Jugendliche mit Behinderung aus Potsdam sondern auch aus 
Umlandgemeinden die Schulanschlussbetreuung in Anspruch nehmen 
werden, ist zu klären, in welchem Umfang die Kosten hierfür von den Um-
landgemeinden getragen werden, bzw. sie sich hieran finanziell beteiligen. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung: 7 
Ablehnung: 0 
Stimmenthaltung: 0 
 
 

zu 4.2 Bürgerhaushalt Potsdam 2015/16 'TOP 20 - Liste der Bürgerinnen und Bür-
ger' - Nummer: 14 Hort- und Freizeitbetreuung für Kinder mit geistiger Be-
hinderung 
Vorlage: 14/SVV/1072 

 Stadtverordnete B. Müller als Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung 
- Wiedervorlage - 

  
Frau Morgenroth weist darauf hin, dass sich der Antrag bereits in Umsetzung 
befindet und schlägt vor, entsprechend zu votieren. 
 
Frau Schulze bittet, den Bürgerhaushaltsantrag auch positiv zu bescheiden. Der 
Antrag soll angenommen werden. 
 
Frau Morgenroth bittet um Abstimmung über die Annahme des vorliegenden Bür-
gerhaushaltsantrages. 
 

 Der Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion empfiehlt der Stadt-
verordnetenversammlung wie folgt zu beschließen: 
Es wird die professionelle Schulanschluss- und Freizeitbetreuungen für Kinder 
mit geistiger Behinderung vorgeschlagen. Ziel ist die Entlastung der Familien und 
der Teilhabe der Kinder am allgemeinen Leben. Bisher fehlt der Blick auf das 
große Ganze. Eine gute Förderung und Inklusion für geistig behinderte Kinder - 
besonders an den Nachmittagen - kann helfen, ein höheres Maß an 
Selbstständigkeit zu erlangen. Das bedeutet später ein geringerer Hilfebedarf. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung: 7 
Ablehnung: 0 
Stimmenthaltung: 0 
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zu 4.3 Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Potsdam für die Haushaltsjahre 

2015/2016 
Vorlage: 14/SVV/1088 

 Oberbürgermeister, Fachbereich Finanzen und Berichtswesen 
- Wiedervorlage - 

  
Frau Müller-Preinesberger informiert, dass Herr Oqueka zur Haushaltplanung 
schriftlich  zwei Fragen bei der Verwaltung eingereicht hat. 
Zum Produkt 31160 (Leistungen nach dem SGB XII) informiert Frau Ehebrecht, 
dass die ausgereichten Leistungen zu 100 % vom Bund erstattet werden. Nicht 
erstattet werden die anfallenden Personal- und Verwaltungskosten. Somit ent-
steht dort eine Differenz, die durch die Kommune getragen werden muss. 
Da sich die zweite Frage auf das Produkt 36330 (Hilfen zur Erziehung) bezieht 
und dies in die Zuständigkeit des Fachbereichs Kinder, Jugend und Familie und 
somit des Jugendhilfeausschusses fällt, wird die Frage schriftlich beantwortet und 
Herrn Oqueka direkt zugesandt. 
 
Frau Müller-Preinesberger informiert, dass für die Finanzierung der Unterbrin-
gung und Betreuung von Flüchtlingen soweit Vorsorge getroffen wurde, wie dies 
derzeit zu überschauen ist. Auch für andere mögliche Aufwüchse, die bereits er-
kennbar sind, wurde Vorsorge getroffen. Die freiwillige Finanzierung der zusätzli-
chen Mittel für die Verwaltungsstelle des Vereins Chill out ist noch nicht abschlie-
ßend geklärt. Die Verwaltungsunterstützung mit einer halben Stelle soll aus vor-
handenen Haushaltsmitteln gewährt werden. Der Gesprächstermin mit dem Trä-
ger findet am 22.01.2015 statt. 
 
Frau Basekow fragt, in welchem Produkt das Bildungs- und Teilhabepaket zu 
finden ist. 
 
Frau Ehebrecht weist darauf hin, dass dies gesplittet ist und z.B. bei der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende oder Hilfeleistungen nach dem SGB XII zu finden ist.  
 
Frau Basekow bittet um Nachreichung der geplanten Fallzahlen und Planzahlen 
zum Protokoll. 
 
Frau Müller-Preinesberger regt an, dies als Anlage zum Protokoll auszureichen. 
 
Frau Morgenroth nimmt die Anregung von Frau Basekow auf, in einer der nächs-
ten Sitzungen das Thema aktueller Stand Bildungs- und Teilhabepaket aufzuru-
fen. 
Frau Morgenroth bittet um Abstimmung über den haushaltsbegleitenden An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Mittel für eine Ferien- und 
Schulanschlussbetreuung gemäß dem nach Antrag 14/SVV/1082 zu erarbei-
tenden Konzept im Haushalt 2015/2016 bereitzustellen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung:  7 
Ablehnung:  0 
Stimmenthaltung:  0 
 
Anschließend bittet sie um Abstimmung über den Teil der Haushaltssatzung 
2015/2016, der in der Zuständigkeit des GSI-Ausschusses liegt mit der Ergän-
zung. 



 

Niederschrift der 5. öffentlichen/nichtöffentlichen Sitzung des Ausschusses für Gesundheit, Soziales und Inklusion vom 
20.01.2015 
  Seite: 10/10 

 
 Der Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Inklusion empfiehlt der Stadt-

verordnetenversammlung wie folgt zu beschließen: 
Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Potsdam für die Haushaltsjahre 
2015/2016 mit dem Haushaltsplan und seinen Anlagen.  
Die Haushaltssatzung hat folgenden Wortlaut (siehe Anlage). 
 
+ Ergänzung: 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Mittel für eine Ferien- und 
Schulanschlussbetreuung gemäß dem nach Antrag 14/SVV/1082 zu erarbei-
tenden Konzept im Haushalt 2015/2016 bereitzustellen. 
 

 Abstimmungsergebnis: 
Zustimmung: 7 
Ablehnung: 0 
Stimmenthaltung: 0 
 
 

 
zu 5 Sonstiges 
  
 Frau Basekow informiert, dass der AWO Bezirksverband Potsdam e.V. umgezo-

gen ist und seinen Sitz jetzt in der Neuendorfer Straße 39a, 14480 Potsdam hat. 
 
 
Nächster GSI-Ausschuss: 17. Februar 2015, 18:00 Uhr 
 
 
 
 
 
 
Birgit Morgenroth      Martina Spyra 
Ausschussvorsitzende     Schriftführerin 

  
 

  
 
 
 
 



Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0044

öffentlich
Betreff:
Bedarfsanalyse für studentisches Wohnen

Erstellungsdatum 13.01.2015
Eingang 922:

Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

28.01.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bis September 2015 eine Bedarfsanalyse für studentisches 
Wohnen gemeinsam mit dem Land Brandenburg, dem Studentenwerk Potsdam sowie den 
Studierendenausschüssen der Potsdamer Hochschulen zu erarbeiten. Auf Grundlage der 
Bedarfsanalyse sollen zugleich erste Szenarien entwickelt werden, wie der Bedarf an Wohnraum für 
Studierende besser befriedigt werden kann. 

Weiterhin wird der Oberbürgermeister beauftragt, die durch den Bereich Wirtschaftsförderung derzeit 
geplante Erstwohnsitzkampagne so lange zurückzustellen, bis auf der Grundlage der Bedarfsanalyse 
eine solche zielorientiert durchgeführt werden kann.

gez. 
Fraktionsvorsitzende/r
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung
Etwa die Hälfte der Potsdamer Studierenden wohnt in Berlin. Das liegt nicht zuletzt daran, dass 
Wohnheimplätze knapp sind. Weniger als zehn Prozent der Studierenden können in Potsdam in 
Wohnheimen des Studentenwerkes unterkommen (In Cottbus oder Frankfurt/Oder kommen nahezu 
19 Prozent der Studierenden in Wohnheimen unter). Auch der Potsdamer Wohnungsmarkt hält nicht 
ausreichend bezahlbaren Wohnraum für Studierende bereit. Dies nennen die ASten der Hochschulen 
inzwischen als Hauptgrund, warum die Zahl der Studierenden mit Hauptwohnsitz in Potsdam geringer 
ausfällt, als in vergleichbar anderen Städten Deutschlands.

Damit sich mittel- und langfristig die Situation für die Studierenden verbessert und damit es der 
Kommune gelingt, die jungen Leute langfristig in der Stadt zu halten, sollen Szenarien für die 
Verbesserung der Situation entwickelt werden.
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Mitteilungsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

15/SVV/0080

Betreff: öffentlich
Grundstücksverkäufe für Geschosswohnungsbau an Investoren

bezüglich
DS Nr.: 13/SVV/0495

Erstellungsdatum 22.01.2015
Eingang 922: 22.01.2015

Einreicher: GB Zentrale Steuerung und Finanzen 

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

28.01.2015 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis.

Gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung DS-Nr. 13/SVV/0495 vom 05.03.2014 sollte der 
Stadtverordnetenversammlung (SVV) ein Konzept vorgelegt werden, in dem dargestellt wird, wie die 
Landeshauptstadt Potsdam einen Verkauf von Grundstücken für den Wohnungsbau an private 
Investoren mit folgenden konkreten Bedingungen verbinden kann:

1. Der Investor verpflichtet sich zur Einhaltung der Mietenbremse, wie sie für die ProPotsdam gilt 
(die umlagefähigen Kosten sämtlicher Modernisierungsmaßnahmen auf die Miete werden auf 
9% beschränkt; Mietsteigerungen werden abweichend von der Regelung in § 558 Absatz 3 BGB 
[Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete] auf maximal 15% in vier Jahren begrenzt; 
Mieterhöhungen bei Weitervermietung dürfen höchstens 10% über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete nach dem Mietspiegel liegen).

2. Er muss einen angemessenen Anteil Wohnungen schaffen, für die eine Mietpreisbindung gilt. 
Diese Wohnungen können sich auch im bisherigen Bestand in Potsdam befinden. 

3. Ebenso muss klar geregelt sein, bis wann das Grundstück spätestens bebaut sein muss.

Fortsetzung der Mitteilung Seite 3

TOP 8.1



Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein

Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Durch die Anwendung dieses Konzeptes kommt es je nach Variante zu geringeren Einzahlungen aus 
Grundstücksveräußerungen, so dass weniger finanzielle Mittel zur Deckung künftiger investiver 
Maßnahmen der Landeshauptstadt Potsdam zur Verfügung stehen werden. Die Mindereinzahlungen 
können derzeit nicht quantifiziert werden.

Dem entgegen steht die kommunalaufsichtliche Anforderung, dass die Landeshauptstadt ihre 
Möglichkeiten ausschöpft, Investitionen mit Eigenmitteln zu finanzieren, um nicht mehr (Investitions-) 
Kredite aufnehmen zu müssen als erforderlich; hierzu gehört auch die Vermögensaktivierung etwa 
durch die Veräußerung von Grundstücken. Dieses Spannungsverhältnis lässt sich am besten dadurch 
auflösen oder verringern, dass im Ergebnis- und Finanzhaushalt deutliche zahlungswirksame 
Überschüsse erzielt werden, die ihrerseits dazu führen, dass hieraus im größeren Umfange Eigenmittel 
für Investitionen zur Verfügung stehen.

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Anlage:

Darstellung der finanziellen Auswirkungen
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Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage 

Betreff: Grundstücksverkäufe zum Geschosswohnungsbau an private Investoren 
_______________________________________________________________________________________________________________ 

 
1. Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen?  Nein  Ja 

2. Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe?  Nein  Ja 

3. Ist die Maßnahme bereits im Haushalt enthalten?  Nein  Ja  Teilweise 

4. Die Maßnahme bezieht sich auf das Produkt Nr. 1119901 Bezeichnung: Grundvermögen der 
Landeshauptstadt Potsdam. 

5. Wirkung auf den Ergebnishaushalt: 

Angaben in EUro 
Ist-

Vorjahr 
lfd. Jahr  Folgejahr Folgejahr  Folgejahr Folgejahr Gesamt 

Ertrag 
laut Plan 

       

Ertrag 
neu 

       

Aufwand 
laut Plan 

       

Aufwand 
neu 

       

Saldo Ergebnishaushalt 
laut Plan 

       

Saldo Ergebnishaushalt 
neu 

       

Abweichung 
zum Planansatz 

       

 
5. a Durch die Maßnahme entsteht keine Ent- oder Belastung über den Planungszeitraum hinaus bis 
      in der Höhe von insgesamt       Euro. 
 
6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt: 

Angaben in Euro 
Bisher 

bereitge-
stellt 

lfd. Jahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr Folgejahr 
Bis 

Maßnahme-  
ende 

Gesamt 

Investive Einzahlungen  
laut Plan 

        

Investive Einzahlungen 
neu 

        

Investive Auszahlungen  
laut Plan 

        

Investive Auszahlungen 
neu 

        

Saldo Finanzhaushalt  
laut Plan 

        

Saldo Finanzhaushalt  
neu 

        

Abweichung  
zum Planansatz 

        

 
7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Unterprodukt Nr.       
 Bezeichnung       gedeckt. 
 
8. Die Maßnahme hat künftig Auswirkungen auf den Stellenplan?  Nein  Ja 

Mit der Maßnahme ist eine Stellenreduzierung 
von         Vollzeiteinheiten verbunden. 
Diese ist bereits im Haushaltsplan berücksichtigt?  Nein  Ja 

 
9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt.  Nein  Ja 
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Hier können Sie weitere Ausführungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-
tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen 
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.). 

 
Durch die Anwendung dieses Konzeptes kommt es je nach Variante zu geringeren Einzahlungen 
aus Grundstücksveräußerungen, so dass weniger finanzielle Mittel zur Deckung künftiger investiver 
Maßnahmen der Landeshauptstadt Potsdam zur Verfügung stehen werden. Die Mindereinzahlun-
gen können derzeit nicht quantifiziert werden. 
 
Dem entgegen steht die kommunalaufsichtliche Anforderung, dass die Landeshauptstadt ihre Mög-
lichkeiten ausschöpft, Investitionen mit Eigenmitteln zu finanzieren, um nicht mehr (Investitions-) 
Kredite aufnehmen zu müssen als erforderlich; hierzu gehört auch die Vermögensaktivierung etwa 
durch die Veräußerung von Grundstücken. Dieses Spannungsverhältnis lässt sich am besten 
dadurch auflösen oder verringern, dass im Ergebnis- und Finanzhaushalt deutliche zahlungswirk-
same Überschüsse erzielt werden, die ihrerseits dazu führen, dass hieraus im größeren Umfange 
Eigenmittel für Investitionen zur Verfügung stehen. 

 

Anlagen: 
 Erläuterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen 

 (Interne Pflichtanlage!) 
 Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen) 
 Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen) 
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Fortsetzung Mitteilung   
Inhaltsverzeichnis 

 
I. Geltungsbereich 
 
II. Ausgangsbedingungen, Rechts- und Beschlusslage 

 
1.  Haushaltsrechtliche und haushaltswirtschaftliche Rahmenbedingungen 
2.  Kommunalrechtliche Rahmenbedingungen 
3.  Mietpreisbindung / Förderung  
4.  Mietpreis- und Belegungsbindungen 
5.  Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 22.08.2012 (DS-Nr. 

12/SVV/0466):Festlegungen zu Modernisierungsumlage, Mietsteigerungen und 
Neuvermietungszuschlägen bei Wohnungen der städtischen ProPotsdam 

 
III. Varianten der Umsetzung 

 
1. Verfahren 
2. Varianten 
 

Varianten 1a bis c: Wohnungsbau mit Mietpreisbindungen für Einkommensgruppen 
innerhalb der Einkommensgrenzen des WoFG – Preisnachlass in Höhe 
von bis zu 40% (ggf. anteilig) 

Variante 1a:  Preisnachlass in Höhe von bis zu 40% für das gesamte 
Grundstück/Objekt in Verbindung mit Mietpreis- und 
Belegungsbindungen für alle Wohnungen. 

Variante 1b:  Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 40% für einen 
festgelegten Anteil von mietpreis- und belegungsgebundenen 
Wohnungen unter 100% (Festpreis / Wettbewerb um die 
Bindungsdauer) 

Variante 1c:  Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 40% für einen „Von-
Bis“-Anteil von mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen 
((Festpreis / Wettbewerb um den größten Anteil gebundener 
Wohnungen) 

 
Varianten 2a bis c: Wohnungsbau mit Mietpreisbindungen für Einkommensgruppen  

oberhalb der Einkommensgrenzen des WoFG – Preisnachlass in Höhe 
von bis zu 20% (ggf. anteilig) 

Variante 2a:  Peisnachlass in Höhe von bis zu 20% für das gesamte 
Grundstück/Objekt 

Variante 2b:  Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 20% für einen Anteil 
von Wohnungen mit Mietpreisbindungen (oberhalb 
Einkommensgrenzen WoFG) 

Variante 2c:  Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 20% für einen „Von-
Bis“-Anteil von Wohnungen mit Mietpreisbindungen (oberhalb 
Einkommens-grenzen WoFG, Wettbewerb) 

 
Varianten 3a und b: Ausschreibungsverfahren ohne Preisabschlag 

Variante 3a: Verkauf zum Festpreis 
Variante 3b: Verkauf zum Höchstgebot 

 
IV. Abweichungen 
 
V. Weiteres Verfahren zum Konzept 
 
VI. Haushaltswirtschaftliche Hinweise 
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Mit der Mitteilungsvorlage DS-Nr. 14/SVV/0862 wurde der SVV am 17.09.2014 eine 
Zwischenmitteilung vorgelegt, aus der unter anderem hervorgeht, dass sich das nachfolgende 
Konzept auf diejenigen Grundstücke bezieht, die sich im rechtlichen Eigentum der Landeshauptstadt 
Potsdam (LHP) befinden und für einen Verkauf geeignet sind (Finanzvermögen). Der Umgang mit 
Grundstücken im städtebaulichen Treuhandvermögen bedarf weitgehenderer Betrachtungen und wird 
im Rahmen des Wohnungspolitischen Konzeptes untersucht. 
 
Das nachfolgend dargestellte Konzept soll bei der Veräußerung von für den Geschosswohnungsbau 
geeigneten Grundstücken und Bestandsimmobilien des Finanzvermögens der Landeshauptstadt 
Anwendung finden. 
 
 
I. Geltungsbereich 
 
Von diesem Konzept werden Grundstücke erfasst, die sich im Finanzvermögen der LHP außerhalb 
der Sanierungs- und Entwicklungsgebiete befinden, die gemäß 79 Abs. 1 der Kommunalverfassung 
des Landes Brandenburg (BbgKVerf) entbehrlich sind (d.h., nicht für kommunale Pflichtaufgaben 
benötigt werden) und die für den Geschosswohnungsbau geeignet sind oder die bereits mit 
Mehrfamilienhäusern bebaut sind, welche einer Sanierung zugeführt werden sollen. Der 
Geltungsbereich für die Varianten 1a bis 2c umfasst die im Stadtgebiet ausgewiesenen 
Fördergebietskulissen. Der Geltungsbereich für die Varianten 3a und 3b umfasst das gesamte 
Stadtgebiet. 
Beim Geschosswohnungsbau handelt es sich um den Bau von einem oder mehreren Gebäuden mit 
Wohnungen in mehrgeschossiger Bauweise (Objekte des Geschosswohnungsbaus sind 
Wohngebäude mit mehreren abgeschlossenen Wohneinheiten auf mehr als einer Etage, die von 
mindestens einem Treppenhaus erschlossen werden). 
Nicht unter diesen Begriff und unter dieses Konzept fallen Grundstücke, die sich typischerweise für 
Ein- oder Zweifamilienhäuser eignen. 
 
 
II. Ausgangsbedingungen, Rechts- und Beschlusslage 
 
 
1. Haushaltsrechtliche und haushaltswirtschaftliche Rahmenbedingungen 
 
Die LHP musste und muss regelmäßig ihre nicht für pflichtige Aufgaben benötigten Grundstücke 
veräußern, um hieraus Einzahlungen zu generieren, die im Finanzhaushalt einen wesentlichen 
Deckungsbeitrag für die Investitionen der Stadt bilden. Neben den investiven Schlüsselzuweisungen 
des Landes sind diese Vermögensaktivierungen seit vielen Jahren die wichtigste Säule zur Erlangung 
von Eigenmitteln für Investitionen. Sie machen jährlich einen siebenstelligen Betrag aus (2013 2,38 
Mio. €; 2014 3,49 Mio. €), der allerdings aufgrund der abnehmenden Zahl aktivierbarer Grundstücke 
ebenfalls abnimmt (Planentwurf 2015 2,89 Mio. €; 2016 1,0 Mio. €).  
 
Soweit keine Eigenmittel für Investitionen zur Verfügung stehen, dürfen diese entweder nicht getätigt 
werden oder aber sie sind unter restriktiven Bedingungen mit Kredit zu finanzieren.  
 
Gemäß § 64 Abs. 3 BbgKVerf darf die Gemeinde Kredite nämlich nur aufnehmen, „wenn eine andere 
Finanzierung nicht möglich oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre“. Im Sinne dieses gesetzlichen 
Subsidiaritätsprinzips muss die LHP neben dem vollständigen Einsatz der investiven 
Schlüsselzuweisungen auch die Einzahlungen aus Grundstücksveräußerungen vorrangig zur 
Finanzierung der Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen einsetzen und dabei ihre 
Möglichkeiten ausschöpfen. 
 
Sind Kreditaufnahmen tatsächlich erforderlich, so muss zum einen nachgewiesen werden, dass die 
zu finanzierenden investiven Maßnahmen unabweisbar und unaufschiebbar sind. Darauf hat die 
Kommunalaufsichtsbehörde insbesondere in der Genehmigungsverfügung zum Wirtschaftsplan 2014 
des Kommunalen Immobilien Service (KIS) vom 23.10.2014 hingewiesen. Zum anderen darf die 
„künftige dauernde Leistungsfähigkeit“ der Gemeinde dem nicht entgegenstehen; d.h., die  
 
 
Folgekosten wie Schuldendienst (Zins, Tilgung) und erhöhte laufende Kosten müssen von der 
Gemeinde nachhaltig getragen werden können. 
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Die LHP wird in den nächsten Jahren Kredite in erheblichen Größenordnungen aufnehmen müssen 
(u.a. zur Umsetzung des Schulentwicklungsplanes, mittelbar für die Verkehrsinfrastruktur). Daher hat 
die LHP Maßnahmen zur Steigerung von Erträgen unter Ausschöpfung der gesetzlich zugelassenen 
Möglichkeiten in Betracht zu ziehen und ihre Haushaltskonsolidierungsbemühungen zu verstärken 
(siehe hierzu auch den Beschluss 14/SVV/0063 vom 02.04.2014 „Refinanzierung der Umsetzung der 
Schulentwicklungsplanung…“).  
 
Sollten Einzahlungen aus Grundstücksveräußerungen gegenüber ihrem (möglichen) vollen Wert 
gemindert werden und infolgedessen Kreditaufnahmen für Investitionen nötig sein, ist das o.a. 
gesetzliche Subsidiaritätsprinzip nicht mehr eingehalten. 
 
Kreditaufnahmen der Landeshauptstadt und des Kommunalen Immobilien Service unterliegen der 
Genehmigungspflicht. Werden Einzahlungen aus Vermögensaktivierung durch eine entsprechende 
Einflussnahme nicht in dem Maße erzielt, wie es am Markt möglich wäre, kann sich dies negativ auf 
die jeweiligen kommunalaufsichtlichen Genehmigungsverfahren auswirken (bis hin zu 
Einschränkungen und Ablehnung). 
 
 
2. Kommunalrechtliche Rahmenbedingungen 
 
Gemäß § 79 Abs. 2 BbgKVerf sollen Vermögensgegenstände, somit auch Grundstücke, nur zu ihrem 
vollen Wert veräußert werden. In diesen Fällen bedürfen Grundstücksveräußerungen nicht der 
Genehmigung durch die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde (siehe § 2 Abs. 1 Genehmigungs-
freistellungsverordnung). Wenn bei einer Grundstücksveräußerung der Kaufpreis mindestens dem 
wertunbeeinflussten vollen Verkehrswert entspricht, ist der Kaufvertrag genehmigungsfrei. Für den 
Fall, dass es gelingt, bei Verkäufen trotz der im o.a. Beschluss vorgesehenen Bedingungen den 
vollen Verkehrswert zu erzielen, entfällt somit die o.g. Genehmigungspflicht (siehe unten, Variante 
III.3). 
 
Abweichend hiervon ist die Veräußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 
gemäß § 2 Abs. 4 Genehmigungsfreistellungsverordnung (GenehmFV) auch genehmigungsfrei, wenn 
diese „ausschließlich der Wohnraumversorgung von Haushalten dienen, die sich nicht angemessen 
mit Wohnraum versorgen können und daher auf Unterstützung angewiesen sind und die einen 
Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein besitzen“. Diese Rahmenbedingungen beschreiben 
den sozialen Wohnungsbau im herkömmlichen Sinne, der regelmäßig durch öffentliche Förderung 
unterstützt wird. In diesen Fällen kann der Kaufpreis (mindestens Verkehrswert) um bis zu 40%, bei 
„Maßnahmen des übrigen geförderten Wohnungsbaus“ um bis zu 20% unterschritten werden.  
 
Voraussetzung für die Reduzierung des Kaufpreises ist die Umsetzung der gesetzlich vorgesehenen 
Mietpreis- und Belegungsbindung entsprechend der gültigen Einkommensgrenzen. Es muss zudem 
sichergestellt sein, dass der gewährte Preisnachlass an die zukünftigen Bewohner/Mieter des 
geschaffenen Wohnraums weitergegeben wird und nicht zur Gewinnmaximierung des 
Investors/Bauträgers beiträgt. Dazu werden die Mietpreis- und Belegungsbindungen zugunsten der 
LHP dinglich gesichert.  
Wird ein Abschlag vom Kaufpreis gewährt, ist eine Mehrerlösklausel für mindestens 10 Jahre durch 
ein Grundpfandrecht zu sichern (ebenfalls in § 2 Abs. 4 GenehmFV geregelt).  
 
Insoweit besteht diese Möglichkeit, nämlich einer Preisreduzierung (Grundstücksverkauf, ohne dass 
der „volle Wert“ i.S.d. § 79 Abs. 2 BbgKVerf erzielt wird) nach der GenehmFV. Sie ist jedoch für die 
mit dem Beschluss gemeinte Art von Wohnungsbau (durch private Investoren) nur dann anwendbar,  

• wenn die Investition entweder direkt nach den Bedingungen des „geförderten Wohnungsbaus“ 
realisiert wird oder aber zumindest vergleichbar (ggf. auch ohne Förderung, aber nach den 
dafür gültigen Kriterien) – dies wird in den nachfolgenden Varianten unter III. näher 
beschrieben – sowie 

 
 

• wenn – nach dem o.a. Wortlaut der GenehmFV – die Wohnungen „ausschließlich“ diesem 
Förderzweck dienen, also zu 100%. 
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Da aber als „angemessener Anteil“ mietpreisgebundener Wohnungen im Sinne des Beschlusses vom 
05.03.2014 auch ein geringerer Anteil in Betracht kommt (z.B. mindestens 15 % der Wohnungen), soll 
auch untersucht werden, ob hierfür nicht ebenfalls eine entsprechende anteilige Preisreduzierung 
möglich ist.  
 
 
3. Mietpreisbindung / Förderung  
 
Die im Folgenden beschriebenen Veräußerungsvarianten dienen der Schaffung auch eines Anteiles 
von Wohnungen, die ausschließlich der Wohnraumversorgung von Haushalten dienen, die sich nicht 
angemessen mit Wohnraum versorgen können und daher auf Unterstützung angewiesen sind und die 
einen Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein besitzen.  
Zur besseren Lesbarkeit wird für diese Wohnungen nachfolgend der Begriff „mietpreis- und 
belegungsgebundener Wohnraum“ verwendet. Orientierung sind dabei die Regelungen, die sich 
aus den Förderbestimmungen des Landes ergeben. 
 
Für den Bau dieser Wohnungen können Investoren Landesförderung beantragen - wenn die 
Grundstücke innerhalb der vom Land bestätigten Förderkulissen liegen. Die GenehmFV zielt in ihren 
beiden Tatbeständen einer möglichen Preisreduzierung auch vorrangig auf den öffentlich geförderten 
Wohnraum ab; gleichwohl erscheint die tatsächliche Inanspruchnahme der öffentlichen Förderung 
nicht zwingend, wenn das Bauvorhaben alle sonstigen Bedingungen wie bei einer öffentlichen 
Förderung einhält (Mietpreis- und Belegungsbindung, s.u.). Die Veräußerungsverfahren sollen daher 
die Käufer nicht zur Beantragung von Förderung verpflichten; die Verwaltung wird jedoch im Rahmen 
dieser Verfahren darauf hinwirken, dass die Käufer die angebotene Förderung möglichst in Anspruch 
nehmen. 
 
Förderbedingungen im Land Brandenburg 
 
Im Folgenden werden kurz die Förderbedingungen des Landes Brandenburg mit Stand Januar 2015 
dargestellt. Bei Veränderung dieser Förderbedingungen kann es nötig werden, auch die Regeln für 
den Grundstücksverkauf anzupassen. In der Vereinbarung zwischen Landeshauptstadt und Land zur 
Mietwohnraumförderung vom 14.04.2014 wurde vom Land in Aussicht gestellt, bis 2016 mindestens 
eine weitere Einkommensgruppe oberhalb der Einkommensgrenzen des WoFG in die Förderung 
aufzunehmen, damit wären auch andere „Zielmieten“ verbunden. Diese Wohnungen wären dann ggf. 
auch für Haushalte ohne Wohnberechtigungsschein geeignet. § 2 Abs. 4 GenehmFV enthält für die 
Entwicklung solcher „Maßnahmen des übrigen geförderten Wohnungsbaus“ andere Regelungen, 
nämlich die Möglichkeit einer Preisreduzierung von bis zu 20% (s.u. Varianten 2a und 2b). 
 
Neubau  
Das Land Brandenburg fördert über die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) Maßnahmen 
des Neubaus und der Neuschaffung von Gebäuden mit mindestens 3 Mietwohnungen, die nach 
Fertigstellung für die dauerhafte Versorgung von bestimmten Zielgruppen zu sozialverträglichen 
Mieten geeignet sein sollen. Die Maßnahmen sind an eine Gebietskulisse gebunden, die das Land 
formell eingegrenzt hat. Diese umfasst  

- innerstädtische Sanierungs- oder Entwicklungsgebiete 
- „Vorranggebiete Wohnen“ und 
- „Konsolidierungsgebiete des Stadtumbaus“, 

wenn sich diese Gebiete in Städten der regionalen Wachstumskerne, in Stadtumbaustädten oder 
Mittelzentren gemäß zentralörtlicher Gliederung des Landes Brandenburg befinden. 
 
Die ILB fördert die Maßnahmen mit zinsverbilligten Darlehen in einer Höhe von bis zu 1.000,00 
EUR/m² Wohnfläche. In Einzelfällen können zusätzliche Mittel gewährt werden, die zwischen 50,00 
EUR/m² und 150,00 EUR/m² Wohnfläche betragen können.  
Die ILB gewährt die Darlehen über einen Zeitraum von 15 Jahren zinsfrei bei einer anfänglichen 
Tilgung von 2% jährlich. Nach Ablauf der 15 Jahre betragen Zinssatz und Tilgung jeweils mindestens 
1%/Jahr. Eigenkapital ist regelmäßig i.H.v. mindestens 20 % der Gesamtkosten einzubringen. 
 
Sanierung/Modernisierung/Instandsetzung 
Das Land Brandenburg fördert über die ILB Maßnahmen der Modernisierung und Instandsetzung zur 
generationengerechten Anpassung von Gebäuden mit mindestens 3 Mietwohnungen, die nach 
Fertigstellung für die dauerhafte Versorgung von bestimmten Zielgruppen zu sozialverträglichen 
Mieten geeignet sein sollen.  
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Dazu zählen unter anderem: 

- gebrauchswerterhöhende Maßnahmen für die jeweilige Zielgruppe 
- generationengerechte Gestaltung der Hof- und Freiflächen zur Schaffung von barrierefrei 
  erreichbaren Wohnungen 
- Verbesserung der Energieversorgung/Wasserversorgung/Entwässerung 
- bauliche Maßnahmen, die nachhaltig Einsparungen von Energie und Wasser bewirken und  
  Instandsetzungen zur Wiederherstellung der Bewohnbarkeit 
- Schaffung von Voraussetzungen für die Nutzung von Informations- und  
  Kommunikationstechnik. 

 
Die Maßnahmen sind ebenfalls an eine Gebietskulisse gebunden, die das Land formell eingegrenzt 
hat. Diese umfasst  

- innerstädtische Sanierungs- oder Entwicklungsgebiete 
- „Vorranggebiete Wohnen“ und 
- „Konsolidierungsgebiete des Stadtumbaus“, 

wenn sich diese Gebiete in Städten der regionalen Wachstumskerne, in Stadtumbaustädten oder 
Mittelzentren gemäß zentralörtlicher Gliederung des Landes Brandenburg befinden.  
 
Die ILB fördert die Maßnahmen mit zinsverbilligten Darlehen. Die Darlehen betragen 40% der 
anerkannten Baukosten bei maximal 650,00 EUR/m² Wohnfläche und je Wohnung höchstens 100 m².  
In Einzelfällen können zusätzliche Mittel gewährt werden, die zwischen 70,00 EUR/m² und 150,00 
EUR/m² Wohnfläche betragen.  
Die ILB gewährt die Darlehen über einen Zeitraum von 15 Jahren zinsfrei bei einer anfänglichen 
Tilgung von 4% jährlich. Nach Ablauf der 15 Jahre betragen Zinssatz und Tilgung jeweils mindestens 
1%/Jahr. Eigenkapital ist regelmäßig i.H.v. mindestens 15 % der Gesamtkosten einzubringen. 
 
Die Einstiegsmiete beträgt für den geförderten Wohnraum derzeit 5,50 €/m² nettokalt. 
Mieterhöhungsmöglichkeiten und deren Begrenzung ergeben sich ebenfalls aus diesen 
Förderrichtlinien. 

Bei der Anmietung von Wohnungen, die im Rahmen der sozialen Wohnraumförderung gefördert 
werden, ist für den Mieter der Besitz eines Wohnberechtigungsscheines (WBS) die Voraussetzung für 
den Bezug. Wohnberechtigungsscheine können Wohnungssuchende erhalten, wenn ihr 
Gesamtjahreseinkommen und das Jahresbruttoeinkommen aller mit ziehenden familien- bzw. 
haushaltsangehörigen Personen zusammen die gesetzlich vorgegebene Einkommensgrenze nicht 
übersteigt:  

Einkommensgrenzen: (gelten ab 01.01.2002) 
• für einen Einpersonenhaushalt: 12.000 €  
• für einen Zweipersonenhaushalt: 18.000 €  
• zuzüglich für jede weitere zum Haushalt gehörende Person: 4.100 €  
• zuzüglich für jedes zum Haushalt gehörende Kind im Sinne § 32 Abs.1-5 

Einkommenssteuergesetz: 500.00 €  

Ein WBS wird in Abhängigkeit von der angemessenen Wohnraumgröße vergeben (gültig seit 
01.01.2002):  

Haushaltsangehörige Wohnungsgröße Anzahl der Wohnräume 
1 Personenhaushalt bis zu 50 qm oder 2 Wohnräume 
2 Personenhaushalt bis zu 65 qm oder 2 Wohnräume 
3 Personenhaushalt bis zu 80 qm oder 3 Wohnräume 
4 Personenhaushalt bis zu 90 qm oder 4 Wohnräume 

 

für jede weitere Person 10 qm.  
 
Ein zusätzlicher Wohnraum von je 10 qm ist möglich: zur Berücksichtigung  

• besonderer persönlicher oder beruflicher Bedürfnisse eines Haushaltsangehörigen oder  
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• eines nach der Lebenserfahrung in absehbarer Zeit zu erwartenden zusätzlichen 
Raumbedarfes oder zur Vermeidung einer besonderen Härte. 

 
 
4. Mietpreis- und Belegungsbindungen 
 
Die Gewährung von öffentlichen Mitteln zur Wohnraumförderung ist an Mietpreis- und Belegungs-
bindungen gekoppelt.  
 
Die Mietpreisbindung ist im Rahmen der mit öffentlichen Mitteln bezuschussten Vermietung Pflicht. 
Sie richtet sich nach der so genannten Bewilligungsmiete. Für Wohnraum, der seit dem ersten Januar 
2001 oder in einigen Bundesländern seit dem ersten Januar 2003 gefördert wurde, gelten die 
Regelungen des Wohnraumförderungsgesetzes. Wie bei der Bewilligungsmiete unterliegt dieser 
Wohnraum einer Mietpreisbindung, die aber nicht in ihrer Höhe bei der Kostenmiete, sondern bei 
einer ortsüblichen Vergleichsmiete anzusetzen und anzugleichen ist. Die Mietpreisbindung ist somit 
eine Form des Mieterschutzes. Durch die Angleichung an eine durchschnittliche Kosten- oder 
Vergleichsmiete, sollen überzogene Mietforderungen zu Gunsten des Mieters unterbunden werden. 
 
Ein allgemeines Belegungsrecht ist das Recht der zuständigen Stelle, von dem durch Förderung 
berechtigten und verpflichteten Eigentümer oder sonstigen Verfügungsberechtigten zu fordern, eine 
bestimmte belegungsgebundene Wohnung einem Wohnungssuchenden zu überlassen, dessen 
Wohnberechtigung sich aus einer Bescheinigung nach § 27 WoFG ergibt. 
 
Belegungsrechte können nach § 26 Abs. 2 Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) als allgemeine 
Belegungsrechte, Benennungsrechte und Besetzungsrechte begründet werden.  
 
Ein Benennungsrecht ist das Recht der zuständigen Stelle, dem Verfügungsberechtigten für die 
Vermietung einer bestimmten belegungsgebundenen Wohnung mindestens drei Wohnungssuchende 
zur Auswahl zu benennen. 
 
Ein Besetzungsrecht ist das Recht der zuständigen Stelle, einen Wohnungssuchenden zu 
bestimmen, dem der Verfügungsberechtigte eine bestimmte belegungsgebundene Wohnung zu 
überlassen hat. 
 
Belegungsbindungen werden regelmäßig unter Beachtung des § 44 Nummer 2 WoFG zwischen 
dem/der Zuwendungsempfänger( in) und der zuständigen Stelle (Amt, amtsfreie Gemeinde, kreisfreie 
Stadt) für die Dauer der Zweckbindung entsprechend dem Bedarf der Kommune vereinbart und 
werden Bestandteil der Förderzusage. 
 
In der Förderzusage zur Wohnraumförderung kann nach § 26 Abs. 3 WoFG bestimmt werden, dass 
die zuständige Stelle unter in der Förderzusage festgelegten Voraussetzungen befristet oder 
unbefristet statt eines allgemeinen Belegungsrechtes ein Benennungsrecht oder ein Besetzungsrecht 
im Sinne § 26 Absatz 2 ausüben kann. 
 
Zum Zwecke der Schaffung bzw. des Erhalts sozialer stabiler Bewohnerstrukturen können die 
Belegungsrechte nach § 26 Absatz 1 Nr. 2 oder 3 WoFG sowie den Förderrichtlinien des Landes 
anteilig auch an anderen Wohnungen begründet werden, wenn die so gebundenen Ersatzwohnungen 
unter Berücksichtigung des Förderzweckes gleichwertig sind (mittelbare Bindung). 
 
 
 
 
 
5. Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 22.08.2012 (DS-Nr. 12/SVV/0466): 
Festlegungen zu Modernisierungsumlage, Mietsteigerungen und Neuvermietungszuschlägen 
bei Wohnungen der städtischen ProPotsdam 
 
Durch diesen Beschluss der SVV sollten Voraussetzungen geschaffen werden, um die folgenden 
mietstabilisierenden Maßnahmen bei Mietwohnungen der städtischen Gesellschaft ProPotsdam ab 
dem 01.10.2012 einzuführen: 
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• Die umlagefähigen Kosten sämtlicher Modernisierungsmaßnahmen auf die Miete werden auf 
9% beschränkt (nach § 559 BGB wären bis zu 11% möglich), 

• Mietsteigerungen werden abweichend von der Regelung in § 558 Absatz 3 BGB 
[Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete] auf maximal 15% in 4 Jahren begrenzt 
(nach § 558 BGB gilt eine Kappungsgrenze von 20% bezogen auf drei Jahre), 

• Mieterhöhungen bei Weitervermietung dürfen höchstens 10% über der ortsüblichen 
Vergleichsmiete nach dem Mietspiegel liegen. 
 

Diese Regelungen werden jeweils im Rahmen der nachfolgend beschriebenen Umsetzungsvarianten 
dem jeweiligen Käufer ganz oder anteilig beschlussgemäß auferlegt.  
 
 
III. Varianten der Umsetzung 
 
Für alle nachfolgend genannten Varianten gilt Folgendes: 
 
Mittelbare Bindungen 
 
Der jeweilige Investor hat die Möglichkeit, die von der LHP vorgegebenen Bedingungen anstatt auf 
dem Kaufgrundstück auch auf bereits in seinem Bestand befindlichen Grundstücken bzw. in darauf 
bereits befindlichen Gebäuden innerhalb des Stadtgebiets von Potsdam ersatzweise zu erfüllen. Das 
heißt, der Investor kann auf dem erworbenen kommunalen Grundstück auch bindungsfreie 
Wohnungen errichten, wenn er aus dem eigenen Bestand nach Qualität und Anzahl vergleichbare 
Wohnungen (neu) mit den von der LHP gewünschten Bindungen versieht und damit die kommunalen 
Ziele ebenfalls erreicht werden. Diese werden zwischen dem Erwerber und der zuständigen Stelle der 
LHP entsprechend dem Bedarf der Kommune vereinbart. Die Verpflichtungen werden in den 
Grundbüchern der Ersatzgrundstücke gesichert. 
 
Überdies werden dem jeweiligen Investor in jedem Fall die Bedingungen der sogenannten 
„Mietenbremse“, wie sie für die ProPotsdam gilt, auferlegt (s.o.). 
 
Verfahren 
 
Bevor das Grundstück bzw. die Bestandsimmobilie über eine Ausschreibung auf dem Markt zum 
Verkauf angeboten wird, wird unter Beteiligung des Fachbereiches Soziales und Gesundheit (Bereich 
Wohnen) und des Fachbereiches Stadtplanung und Stadterneuerung (Bereich Stadtentwicklung) die 
Art des Verfahrens ausgewählt und die an den Verkauf zu knüpfenden Verpflichtungen der LHP 
formuliert. Orientierung sind dabei die geltenden Förderbestimmungen des Landes (auch wenn keine 
Förderung in Anspruch genommen wird) sowie für die Varianten 1a bis 2b ein Anteil von regelmäßig 
mindestens 15% mietpreis- und belegungsgebundener Wohnungen mit Bezug auf die gültigen 
Gebietskulissen und auf die Vereinbarung zwischen Landeshauptstadt und Land zur 
Mietwohnraumförderung vom 14.04.2014. 
 
Der Oberbürgermeister setzt den Hauptausschuss grundstücksbezogen über die vorgesehene 
Ausschreibungsvariante und die beabsichtigten Verpflichtungen in Kenntnis. 
 
Im Anschluss wird das jeweilige Ausschreibungsverfahren durchgeführt und das Ergebnis dem 
zuständigen Gremium zur Beschlussfassung vorgelegt. 
 
 
 
 
Übersicht Veräußerungsverfahren 
 
 Grundlage Mietpreis-

/Belegungsbindung 
Ausschreibung Entscheidungs- 

kriterium 
Förderung  
 
 

1a Verkehrswert-
gutachten 

100% der WE 
15 Jahre 

Festpreis:  
60% des 
Verkehrswertes 
oder mehr 

Bindungsdauer 
(über 15 Jahre 
hinaus) 

In Förderkulisse,  
Förderung möglich 
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1b Verkehrswert-

gutachten 
15 bis unter 100% 
der WE 
Mind. 15 Jahre 
 

Festpreis:  
anteilig bis zu 
60% des 
Verkehrswertes 
oder mehr  
 

Bindungsdauer 
(über 15 Jahre 
hinaus) 

In Förderkulisse,  
Förderung möglich 

1c Verkehrswert-
gutachten 

15 bis unter 100% 
der WE 
15 Jahre 
 

Festpreis: 
anteilig bis zu 
60% des 
Verkehrswertes 
oder mehr  
 

Anteil geb. WE 
(über 
Mindestanteil 
hinaus) 

In Förderkulisse, 
Förderung möglich 

2a Verkehrswert-
gutachten 

100% der WE 
15 Jahre 

Festpreis:  
80% des 
Verkehrswertes 
oder mehr 
 

Bindungsdauer 
(über 15 Jahre 
hinaus) 

In Förderkulisse,  
Förderung möglich 

2b Verkehrswert-
gutachten 

15 bis unter 100% 
der WE 
Mind. 15 Jahre 
 

 Festpreis:  
anteilig bis zu 
80% des 
Verkehrswertes 
oder mehr 
 

Bindungsdauer 
(über 15 Jahre 
hinaus) 

In Förderkulisse,  
Förderung möglich 
 
 

2c Verkehrswert-
gutachten 

15 bis unter 100% 
der WE 
Mind. 15 Jahre 
 

Festpreis:  
anteilig bis zu 
80% des 
Verkehrswertes 
oder mehr 
(Wettbewerb) 

Anteil geb. WE 
(über 
Mindestanteil 
hinaus) 

In Förderkulisse,  
Förderung möglich 
 
 
 
 

3a Verkehrswert-
gutachten 

Von LHP 
vorgegeben,  
15 Jahre 

Festpreis:  
Verkehrswert 

Bindungsdauer 
(über 15 Jahre 
hinaus)  

LHP, auch 
außerhalb 
Förderkulisse - dann 
keine Förderung 
möglich 

3b Verkehrswert-
gutachten 

Von LHP 
vorgegeben,  
15 Jahre 

Höchstgebot: 
Mindestens 
Verkehrswert 

Höchstgebot LHP, auch 
außerhalb 
Förderkulisse - dann 
keine Förderung 
möglich 

 
 
Da es für die Genehmigungsfreiheit einer preisreduzierten Grundstücksveräußerung für den 
Wohnungsbau nach der GenehmFV maßgeblich darauf ankommt, dass es sich um Wohnungen für 
den öffentlich geförderten Wohnungsbau handelt (oder zumindest um Vorhaben, die den 
Bedingungen des öffentlich geförderten Wohnungsbaus entsprechen), sind diese Möglichkeiten 
zuerst zu betrachten. 
 
Der Geltungsbereich der Varianten 1a – 2c beschränkt sich auf die im Stadtgebiet ausgewiesenen 
Fördergebietskulissen.  
 
Varianten 1a bis c:  Wohnungsbau mit Mietpreisbindungen für Einkommensgruppen innerhalb 

der Einkommensgrenzen des WoFG – Preisnachlass in Höhe von bis zu 
40% (ggf. anteilig) 

 
 
Variante 1a:  Preisnachlass in Höhe von bis zu 40% für das gesamte Grundstück/Objekt 

in Verbindung mit Mietpreis- und Belegungsbindungen für alle 
Wohnungen. 
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Vorab wird durch einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen der aktuelle, von den 
Regelungen des geförderten Wohnungsbaus unbeeinflusste Verkehrswert des Grundstücks bzw. der 
Bestandsimmobilie ermittelt (vgl. § 2 Abs. 1 Nummer 2 GenehmFV). 
 
Das jeweilige Grundstück bzw. die Bestandsimmobilie wird unter Benennung eines Kaufpreises, der 
60% oder mehr des ermittelten vollen Verkehrswertes entspricht, im Rahmen einer Ausschreibung 
zum Verkauf angeboten.  
 
Es wird von der LHP für alle entstehenden Wohnungen eine zeitlich befristete Belegungs- und 
Mietpreisbindung für (mindestens) 15 Jahre vorgegeben, die den Bedingungen des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus entspricht. 
 
Das heißt, dass der Investor dann nur an einen WBS-Berechtigten vermieten darf. Die 
Mietpreisbindung orientiert sich im Hinblick auf die Einstiegsmiete an den jeweils für 
Sozialwohnungen gültigen Förderrichtlinien des Landes Brandenburg (Einstiegsmiete derzeit 5,50 
€/m² nettokalt). Mieterhöhungsmöglichkeiten und deren Begrenzung ergeben sich dementsprechend 
ebenfalls aus diesen Förderrichtlinien.  
 
Der Käufer / Investor kann dafür angebotene Fördermittel in Anspruch nehmen, muss es aber nicht 
zwingend. 
 
Im Ergebnis der Ausschreibung erhält derjenige Bieter den Zuschlag, der die von der LHP 
vorgegebenen Kriterien erfüllt und sich über den in der Ausschreibung geforderten Bindungszeitraum 
von 15 Jahren hinaus im Vergleich zu den anderen Bietern am längsten zu einer erweiterten 
Mietpreis- und Belegungsbindung verpflichtet. 
 
Die Mietpreis- und Belegungsbindungen werden zugunsten der LHP dinglich gesichert.  
Im Kaufvertrag wird eine konkrete Bauverpflichtung/Sanierungsverpflichtung mit einem Endzeitpunkt 
der Fertigstellung und eine Nutzungsverpflichtung vereinbart, die für den Fall der Nichteinhaltung mit 
einer dinglich gesicherten Vertragsstrafe und einem Rückfallrecht für die LHP abgesichert wird.  
 
Zusätzlich wird eine Nachzahlungsverpflichtung (Mehrerlösklausel), die zeitlich an die Laufzeit der 
Mietpreis- und Belegungsbindung angepasst ist, bzgl. des bis zu 40 %-igen Preisnachlasses 
vereinbart für den Fall, dass der Erwerber das Objekt nicht vereinbarungsgemäß nutzt und die 
Wohnungen nicht entsprechend der vorgegebenen Bedingungen vermietet. Auch diese Verpflichtung 
wird durch eine Sicherungsgrundschuld zugunsten der LHP dinglich gesichert. 
 
 
Variante 1b: Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 40% für einen festgelegten 

Anteil von mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen unter 100% 
(Festpreis / Wettbewerb um die Bindungsdauer) 

Vorab wird durch einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen der aktuelle, von den 
Regelungen des geförderten Wohnungsbaus unbeeinflusste Verkehrswert des Grundstücks bzw. der 
Bestandsimmobilie ermittelt (s.o.). 
 
Für den flächenmäßigen Anteil der mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen des 
Verkaufsgegenstandes wird ein von bis zu 40%-iger Abschlag vom Kaufpreis vorgenommen und das 
Grundstück mit dem sich daraus ergebenden, reduzierten Kaufpreis zum Erwerb angeboten.  
 
 
 
Der Wortlaut der GenehmFV (§ 2 Abs. 4 S. 1) sieht eine solche anteilige Betrachtung nicht vor. 
Gleichwohl sollte auch die Schaffung eines relevanten Anteils von öffentlich gefördertem Wohnraum 
zur (dann anteiligen) Preisreduzierung berechtigen, ohne dass dafür eine gesonderte 
kommunalaufsichtliche Genehmigung erforderlich ist. Die Landeshauptstadt stellt sich hier auf den 
Standpunkt, dass dies unter dem rechtlichen Gesichtspunkt möglich sein muss, dass, wenn „das 
Größere“ genehmigungsfrei ist, dies auch für „das Geringere“, das Anteilige zu gelten hat (a maiore 
ad minus). 
 
Für die mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen wird von der LHP eine zeitlich befristete 
Belegungs- und Mietpreisbindung über 15 Jahre vorgegeben, die den Bedingungen des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus entspricht. 
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Das heißt, dass der Investor nur an einen WBS-Berechtigten vermieten darf. Die Mietpreisbindung 
orientiert sich im Hinblick auf die Einstiegsmiete an den jeweils für Sozialwohnungen gültigen 
Förderrichtlinien des Landes Brandenburg (Einstiegsmiete derzeit 5,50 €/m² nettokalt). 
Mieterhöhungsmöglichkeiten und deren Begrenzung ergeben sich dementsprechend ebenfalls aus 
diesen Förderrichtlinien.  
 
Der Käufer / Investor kann dafür angebotene Fördermittel in Anspruch nehmen, muss es aber nicht 
zwingend. 
 
Im Ergebnis der Ausschreibung erhält derjenige Bieter den Zuschlag, der die von der LHP 
vorgegebenen Kriterien erfüllt (Mindestanteil der Mietpreis- und Belegungsbindung, Mindestlaufzeit 
von 15 Jahren) und die längste Bindungszeit bietet. 
 
Im Kaufvertrag wird eine konkrete Bauverpflichtung/Sanierungsverpflichtung mit einem Endzeitpunkt 
der Fertigstellung und eine Nutzungsverpflichtung vereinbart, die für den Fall der Nichteinhaltung mit 
einer dinglich gesicherten Vertragsstrafe und einem Rückfallrecht für die LHP abgesichert wird.  
 
Für den Fall, dass der Erwerber das Objekt nicht vereinbarungsgemäß nutzt und die Wohnungen 
nicht entsprechend der vorgegebenen Bedingungen vermietet, wird zusätzlich eine 
Nachzahlungsverpflichtung (Mehrerlösklausel), die zeitlich an die Laufzeit der Mietpreis- und 
Belegungsbindung angepasst ist, bzgl. des von bis zu 40 %-igen (anteiligen) Preisnachlasses 
vereinbart. Auch diese Verpflichtung wird durch eine Sicherungsgrundschuld zugunsten der LHP 
dinglich gesichert. 
 
 
Variante 1c:  Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 40% für einen „Von-Bis“-

Anteil von mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen (Festpreis / 
Wettbewerb um den größten Anteil gebundener Wohnungen) 

 
Diese Variante entspricht der Variante 1b), das Vergabekriterium ist hier aber der darüber 
hinausgehende Anteil der Bindungen (Festpreis / Wettbewerb um den Anteil der Bindung). 
 
 
Varianten 2a bis c: Wohnungsbau mit Mietpreisbindungen für Einkommensgruppen oberhalb 

der Einkommensgrenzen des WoFG – Preisnachlass in Höhe von bis zu 
20% (ggf. anteilig) 

 
Wie unter II. 3. dargelegt, hat das Land Brandenburg in Aussicht gestellt, in Zukunft wieder eine 
(derzeit nicht verfügbare) weitere Förderungslinie vorzusehen, bei der die zulässige 
Einkommensgrenze überschritten werden darf und dann andere Zielmieten gelten. Nach § 2 Abs. 4 
GenehmFV wäre dann für solche „Maßnahmen des übrigen geförderten Wohnungsbaus“ eine 
Preisreduzierung um (bis zu) 20% zulässig. Die Varianten 1a bis 1c wären unter dieser 
Voraussetzung sinngemäß auch für eine solche Zielgruppe auszugestalten, wobei die (anteilige) 
Preisreduzierung auf den in der Verordnung fixierten Wert von bis zu 20% anzupassen wäre. 
 
 
 
 
Variante 2a:  Preisnachlass in Höhe von bis zu 20% für das gesamte Grundstück/Objekt 
 
Variante 2b: Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 20% für einen Anteil von 

Wohnungen mit Mietpreisbindungen (oberhalb Einkommensgrenzen 
WoFG) 

 
Variante 2c:  Preisnachlass in Höhe von bis zu (anteiligen) 20% für einen „Von-Bis“- 

Anteil von Wohnungen mit Mietpreisbindungen (oberhalb 
Einkommensgrenzen WoFG) (Wettbewerb um die größte Mietpreis- und 
Belegungsbindung) 
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Auch hier wäre jeweils vorab durch einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen der 
aktuelle, von den Regelungen des geförderten Wohnungsbaus unbeeinflusste Verkehrswert des 
Grundstücks bzw. der Bestandsimmobilie zu ermitteln (vgl. § 2 Abs. 1 Nummer 2 GenehmVF). 
 
 
Varianten 3a und b: Ausschreibungsverfahren ohne Preisabschlag  
 
Für diejenigen Fälle, in denen es nicht erfolgversprechend erscheint, Grundstücke oder 
Bestandsimmobilien vollständig oder mit einem großen Anteil von mietpreis- und 
belegungsgebundenen Wohnungen entweder für Vorhaben des öffentlich geförderten Wohnungsbaus 
(oder aber nach den dafür geltenden Bedingungen) zu veräußern, sollen die folgenden Varianten 
Anwendung finden.  
 
 
Variante 3a:   Verkauf zum Festpreis 
 
Vorab ist der volle, unbeeinflusste Verkehrswert des Grundstückes / der Bestandsimmobilie durch 
einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen zu ermitteln. Unter diesem Wert darf das 
Grundstück nicht veräußert werden (vgl. § 2 Abs. 1 Nummer 2 GenehmFV). 
 
Im Ausschreibungsverfahren gibt die LHP neben den Bedingungen zur Mietpreis- und 
Belegungsbindung einen Festpreis vor, der dem vorab ermittelten vollen Verkehrswert entspricht. Die 
Interessenten werden gebeten mitzuteilen, wie lange sie sich über den von der LHP vorgegebenen 
Bindungszeitraum hinaus verpflichten, diese Bindung einzuhalten. 
 
Im Ergebnis der Ausschreibung erhält derjenige Bieter den Zuschlag, der die von der LHP 
vorgegebenen Kriterien erfüllt und sich über den in der Ausschreibung geforderten Bindungszeitraum 
hinaus im Vergleich zu den anderen Bietern mit dem größten Bindungsvolumen zu einer erweiterten 
Mietpreis- und Belegungsbindung verpflichtet. 
 
Gleichzeitig wird im zu schließenden Kaufvertrag eine konkrete Bau- oder Sanierungsverpflichtung 
mit einem Endzeitpunkt der Fertigstellung und eine Nutzungsverpflichtung vereinbart, die für den Fall 
der Nichteinhaltung mit einer dinglich gesicherten Vertragsstrafe und einem Rückfallrecht für die LHP 
abgesichert wird.  
 
In diesem Fall ist der Verkauf nach hiesiger Ansicht genehmigungsfrei (vgl. § 2 Absatz 1 Nummer 2 
GenehmFV). 
 
 
Variante 3b:  Verkauf zum Höchstgebot 
 
Vorab ist der volle, unbeeinflusste Verkehrswert des Grundstückes / der Bestandsimmobilie durch 
einen öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen zu ermitteln. Unter diesem Wert darf das 
Grundstück nicht veräußert werden (vgl. § 2 Abs. 1 Nummer 2 GenehmFV). 
 
 
Im Ausschreibungsverfahren gibt die LHP den Zeitraum und die Bedingungen zur Belegungs- und 
Mietpreisbindung vor.  
 
Außerdem wird ein Mindestkaufpreis, der dem vorab ermittelten vollen Verkehrswert entspricht, 
vorgegeben.  
 
Die Interessenten werden gebeten, unter diesen Bedingungen ein Kaufangebot abzugeben, das den 
vorgegebenen Mindestkaufpreis erreichen oder überschreiten muss.  
 
Im Ergebnis der Ausschreibung erhält derjenige Bieter den Zuschlag, der das Höchstgebot 
abgegeben hat, das den vorgegebenen Mindestkaufpreis (voller Verkehrswert) erreichen oder 
überschreiten muss.  
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Gleichzeitig wird im zu schließenden Kaufvertrag eine konkrete Bau- oder Sanierungsverpflichtung 
mit einem Endzeitpunkt der Fertigstellung und eine Nutzungsverpflichtung vereinbart, die für den Fall 
der Nichteinhaltung mit einer dinglich gesicherten Vertragsstrafe und einem Rückfallrecht für die LHP 
abgesichert wird.  
 
In diesem Fall ist der Verkauf nach hiesiger Ansicht ebenfalls genehmigungsfrei (ebenfalls nach § 2 
Absatz 1 Nummer 2 GenehmFV, da das Höchstgebotsverfahren nicht „bedingungsfrei“ war, wie in § 2 
Absatz 1 Nummer 1 GenehmFV vorgesehen). 
 
 
IV. Abweichungen 
 
Abweichend vom Beschluss muss es möglich bleiben, Grundstücke im Geltungsbereich dieses 
Konzeptes in Einzelfällen und mit entsprechender Begründung auch ohne Bedingungen zu verkaufen. 
Dies könnte beispielsweise aus städtebaulichen, wirtschaftlichen, sozial- und kulturpolitischen sowie 
infrastrukturellen Gründen oder ähnlichem notwendig werden, wenn die LHP eines ihrer Grundstücke 
zu einem bestimmten Zweck veräußern will, auch wenn diese Grundstücke für den 
Geschosswohnungsbau geeignet wären. 
 
 
V. Weiteres Verfahren zum Konzept 
 
Gemäß Beschluss DS-Nr. 11/SVV/0889 vom 07.03.2012, Leitlinie über das Verfahren zur 
Veräußerung von Grundstücken durch die Landeshauptstadt Potsdam (III, 1.), sind alle kommunalen 
Grundstücke grundsätzlich im Wege einer Ausschreibung zum Höchstgebot zu veräußern. Diese 
Leitlinie wäre zu ergänzen bzw. an das vorstehende Konzept anzupassen. 
Zuvor wird das vorliegende Konzept der Kommunalaufsicht des Landes Brandenburg zur Erörterung 
und mit der Bitte um Stellungnahme vorgelegt. Die Hinweise und ggf. Vorgaben der Aufsicht sollen 
bei der Umsetzung des Konzeptes und bei der Ergänzung bzw. Anpassung der o.a. Leitlinie zur 
Grundstücksveräußerung Berücksichtigung finden. 
 
 
VI. Haushaltswirtschaftliche Hinweise 
 
Durch die Anwendung dieses Konzeptes kommt es je nach Variante zu geringeren Einzahlungen aus 
Grundstücksveräußerungen, so dass weniger finanzielle Mittel zur Deckung künftiger investiver 
Maßnahmen der Landeshauptstadt Potsdam zur Verfügung stehen. Die Mindereinzahlungen können 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht quantifiziert werden. Dem entgegen steht die kommunalaufsichtliche 
Anforderung, dass die Landeshauptstadt ihre Möglichkeiten ausschöpft, Investitionen mit Eigenmitteln 
zu finanzieren, um nicht mehr (Investitions-) Kredite aufnehmen zu müssen als erforderlich. Dieses 
Spannungsverhältnis lässt sich am besten dadurch auflösen oder verringern, dass im Ergebnis- und 
Finanzhaushalt deutliche zahlungswirksame Überschüsse erzielt werden, die ihrerseits dazu führen, 
dass hieraus im größeren Umfange Eigenmittel für Investitionen zur Verfügung stehen. 
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